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Die Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag steht für die 
Verteidigung der regelbasierten, liberalen Weltordnung und die Stärkung 
des Multilateralismus. Nur mit starken internationalen Organisationen 
können wir Frieden sichern, Menschenrechte verteidigen und eine 
nachhaltige Entwicklung fördern. Angesichts der aktuellen Krise des 
Multilateralismus hat Bundesaußenminister Heiko Maas eine „Allianz der 
Multilateralisten“ zur Wahrung der internationalen Ordnung angekündigt 
und damit große Erwartungen geweckt. Die Bundesregierung wird diesen 
Erwartungen allerdings nicht gerecht. Worte und Taten klaffen weit 
auseinander. Das zeigt sich besonders an der mangelnden Unterstützung 
für die Handlungsfähigkeit von internationalen Organisationen.

Kern des Multilateralismus ist die regelbasierte internationale 
Zusammenarbeit. Zwischen den Staaten soll die Stärke des Rechts 
gelten, nicht das Recht des Stärkeren. Internationale Organisationen, wie 
die Vereinten Nationen, die OSZE und der Europarat, spielen bei der 
Entwicklung und Einhaltung dieser Regeln und bei der internationalen 
Zusammenarbeit zur Lösung globaler Probleme eine Schlüsselrolle. Die 
Handlungsfähigkeit dieser internationalen Organisationen ist allerdings 
akut bedroht. Das liegt einerseits an der Reduzierung der finanziellen 
Unterstützung durch wichtige weltpolitische Akteure. Andererseits liegt 
es  daran, dass Zahlungen an internationale Organisationen zunehmend 
mit Zweckbindungen versehen werden. Über die Gelder kann dann nicht 
mehr frei verfügt werden, sondern sie müssen für bestimmte Zwecke 
ausgegeben werden. Damit gehen die Gelder zwar formal an eine 
internationale Organisation, in der Praxis sind sie aber der multilateralen 
Entscheidungsfindung zur gemeinschaftlichen Lösung globaler Probleme 
entzogen. Die internationalen Organisationen werden so zunehmend 
zu reinen Durchführungsorganisationen einzelstaatlicher Politikziele 
degradiert. Aus diesem Grund hat die Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) diese zweckgebundenen 
Zahlungen, die früher auch als „multi-bi“ bezeichnet wurden, seit 1995 
nicht mehr als multilaterale, sondern als bilaterale Zahlungen statistisch 
erfasst. Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung übernahm diese Einordnung zehn Jahre später (Hüfner 
2019: Mehr Verantwortung übernehmen? Das finanzielle Engagement 
Deutschlands, In: Fitschen et. al. 2019: Herausforderungen für die 



gegenwärtige deutsche UN-Politik; 14. Potsdamer UNO-Konferenz, 
Universität Potsdam).

Auch Deutschland nutzt solche Zweckbindungen bei Zahlungen an 
internationale Organisationen vermehrt. Der Anteil von zweckgebundenen 
Zahlungen nimmt seit 2014 rapide zu, also seit dem Wechsel von der 
christlich-liberalen hin zur großen Koalition. Aus Sicht eines einzelnen 
Geberlandes mögen solche Zweckbindungen zunächst attraktiv erscheinen, 
weil man die Verwendung seiner Gelder besser steuern kann. Wenn aber 
die Mehrzahl der Geberländer so handeln, wird damit unterm Strich die 
Handlungsfähigkeit der internationalen Organisationen geschwächt. Um 
diesem Kooperationsproblem entgegenzuwirken, wurden für verschiedene 
Bereiche des internationalen Systems bereits Vereinbarungen getroffen, 
um Zweckbindungen zu begrenzen.

2016 wurde mit dem „Grand Bargain“ vereinbart, dass mindestens 
30% der Zahlungen an internationale Organisationen im humanitären 
Bereich entweder nicht zweckgebunden oder geringfügig zweckgebunden 
sein sollen (https://www.agendaforhumanity.org/sites/default/files/
resources/2018/Jan/Grand_Bargain_final_22_May_FINAL-2.pdf). Leider 
hat Deutschland auf dem Weg zur Erreichung dieses Ziels bisher keine 
ausreichenden Fortschritte gemacht und hinkt anderen Ländern, wie 
beispielsweise Frankreich, Finnland und den Niederlanden, hinterher 
(http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/099/1909913.pdf). 2019 
wurde mit dem „UN Funding Compact“ vereinbart, dass mindestens 
30% der Zahlungen an VN-Organisationen im Entwicklungsbereich frei 
verwendbar sein sollen (https://www.un.org/ecosoc/sites/www.un.org.
ecosoc/files/files/en/qcpr/SGR2019-Add%201%20-%20Funding%20
Compact%20-%2018%20April%202019.pdf). Solche Vereinbarungen 
muss Deutschland unbedingt einhalten und auch darüber hinaus sollte 
Deutschland bei Zahlungen an internationale Organisationen stets das 
Ziel verfolgen, deren Handlungsfähigkeit sicherzustellen.

Die Zahlungen der Bundesregierung an internationale Organisationen 
kommen aus den Budgets verschiedener Ministerien. Den größten 
Beitrag leisten das Auswärtiges Amt und das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Allerdings haben 
allein die UN-Organisationen Zahlungen von zehn weiteren Ministerien 
erhalten, darunter waren beispielsweise das Umweltministerium 
und das Gesundheitsministerium (http://dipbt.bundestag.de/doc/
btd/19/047/1904763.pdf). Dabei agieren die Ministerien häufig nicht 
kohärent, was der Erreichung von Politikzielen entgegensteht. Das 
haushaltsrechtliche Verbot der Doppelförderung führt teilweise dazu, dass 
eine internationale Organisation nur von dem Ministerium gefördert wird, 
das gerade mit der Bewilligung am schnellsten war. Doch gerade bei 



überlappenden Zuständigkeiten ist eine bessere Koordinierung dringend 
geboten.

Im Einzelnen fordert die Fraktion der Freien Demokraten:

1. Vorreiterrolle bei der Einhaltung internationaler 
Vereinbarungen für Multilateralismus
Deutschland muss sich an internationale Vereinbarung zur finanziellen 
Sicherstellung der Handlungsfähigkeit internationaler Organisationen, 
wie z.B. dem „Grand Bargain“ und dem „UN Funding Compact“, nicht 
nur halten, sondern sollte dabei eine Vorreiterrolle einnehmen. Die 
Tatsache, dass es sich um freiwillige und gemeinschaftlich zu realisierende 
Selbstverpflichtungen handelt, darf keine Entschuldigung sein, mit der 
Erfüllung der Verpflichtungen hinterherzuhinken. Bei der Stärkung des 
Multilateralismus darf Deutschland kein Schlusslicht sein, sondern muss 
zur Spitzengruppe gehören!

2. Überprüfung und Reduzierung von Zweckbindungen
Die derzeitige Praxis der verschiedenen Zweckbindungen bei Zahlungen 
an internationale Organisationen sollte überprüft und hinsichtlich ihrer 
Wirkung evaluiert werden. Im Einzelnen dürfen Zweckbindungen nur dort 
angewendet werden, wo ihre Vorteile die Nachteile überwiegen. Insgesamt 
muss das Ziel eine Reduzierung der Zweckbindungen sein. Dabei soll 
auch ein Wechsel von strengen Zweckbindungen hin zu weniger strengen 
Zweckbindungen überprüft werden. Dazu gehören längere Zeitrahmen, 
flexiblere thematische und geographische Zwecke sowie gepoolte Fonds 
und globale Programme.

3. Ressortübergreifende Abstimmung der Strategie in 
internationalen Organisationen
Wir fordern die Bundesregierung auf, Leistungen an die Vereinten 
Nationen und ihre Organisationen endlich zentral zu erfassen und 
von der anlassbezogenen zu einer routinemäßigen Thematisierung in 
der Ressortabstimmung überzugehen. Wenn die Förderung bestimmter 
internationaler Organisationen oder die Erreichung bestimmter 
internationaler Politikziele in die Zuständigkeit mehrerer Ministerien 
fällt, dann sollen ressortübergreifende Strategien entwickelt werden, um 
kohärente Politik und abgestimmte Förderentscheidungen zu ermöglichen. 
Wo nötig und sinnvoll, sollten sich überschneidende Kompetenzen 
entflochten und die Zuständigkeit an ein Ministerium übertragen werden.

4. Mehr multilaterale statt bilaterale Entwicklungshilfe
Bei der Entwicklungszusammenarbeit fordern wir eine verstärkte und 
konsequente Förderung internationaler Organisationen, wie der Vereinten 
Nationen, der Weltbank und deren Programme durch Umschichtung der 
Mittel für bilaterale Maßnahmen zugunsten multilateraler Vorhaben. 
Im Zuge des Abbaus von Doppelstrukturen wollen wir zudem die 



Sonderinitiativen des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung schrittweise auflösen und die frei werdenden Mittel 
teilweise in die multilaterale Entwicklungszusammenarbeit umschichten.

5. Eintreten für die Stärkung des Multilateralismus
Der Multilateralismus hat verschiedene Gegner im In- und Ausland. 
Neben den altbekannten Gegnern aus autoritären Staaten erstarken 
zunehmend auch populistische Bewegungen in demokratischen Staaten, 
die ebenfalls ihr Verständnis von nationalen Interessen vor internationale 
Vereinbarungen zur gemeinsamen Lösung globaler Probleme stellen. Um 
diesen Entwicklungen entgegenzuwirken, muss Deutschland im In- und 
Ausland sowie bei Partnern auf der europäischen Ebene noch stärker für 
den Multilateralismus werben. Dazu gehört es einerseits, aus Erfahrungen 
wie bei der Verabschiedung des „Globalen Migrationspakts“ Lehren zu 
ziehen und internationale Politik besser zu erklären. Andererseits gehört 
dazu, dass Deutschland eine Vorreiterrolle bei der Sicherstellung der 
Handlungsfähigkeit von internationalen Organisationen einnimmt und 
gemeinsam mit internationalen Partnern entschieden für die Stärkung des 
Multilateralismus eintritt.
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